
Sammlung der Rechtsprechung 

Rechtssache C-322/16  

Global Starnet Ltd  
gegen  

Ministero dell’Economia e delle Finanze und Amministrazione Autonoma Monopoli di Stato  

(Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato) 

„Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Dienstleistungsverkehr, Niederlassungsfreiheit, freier 
Kapitalverkehr und unternehmerische Freiheit – Beschränkungen – Erteilung neuer Konzessionen für 

den Betrieb von Online-Glücksspielen – Grundsätze der Rechtssicherheit und des 
Vertrauensschutzes – Urteil des Verfassungsgerichts – Frage nach der Verpflichtung des nationalen 

Gerichts, den Gerichtshof zu befassen“ 

Leitsätze – Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 20. Dezember 2017 

1.  Zur Vorabentscheidung vorgelegte Fragen – Anrufung des Gerichtshofs – Vorlagepflicht – 
Überprüfung der Vereinbarkeit der nationalen Regelung sowohl mit dem Unionsrecht als auch mit 
der nationalen Verfassung – Urteil des Verfassungsgerichts des betroffenen Mitgliedstaats, das die 
Verfassungsmäßigkeit dieser Regelung beurteilt – Verpflichtung des letztinstanzlichen nationalen 
Gerichts, ein Vorabentscheidungsersuchen einzureichen 

(Art. 267 AEUV) 

2.  Niederlassungsfreiheit – Freier Dienstleistungsverkehr – Bestimmungen des Vertrags – 
Geltungsbereich – Nationale Regelung, nach der Personen, die bereits Konzessionäre im Bereich 
des Betriebs von gesetzlich erlaubten Online-Glücksspielen sind, mittels eines Nachtrags zur bereits 
bestehenden Vereinbarung neue Anforderungen an die Ausübung ihrer Tätigkeit auferlegt werden 
– Einbeziehung – Grundsätzlich Prüfung nur im Hinblick auf eine der im AEUV vorgesehenen 
Freiheiten 

(Art. 49 AEUV und 56 AEUV) 

3.  Freier Dienstleistungsverkehr – Beschränkungen – Glücksspiel – Nationale Regelung, nach der 
Personen, die bereits Konzessionäre im Bereich des Betriebs von gesetzlich erlaubten 
Online-Glücksspielen sind, mittels eines Nachtrags zur bereits bestehenden Vereinbarung neue 
Anforderungen an die Ausübung ihrer Tätigkeit auferlegt werden – Vereinbarkeit mit den Art. 49 
AEUV und 56 AEUV – Voraussetzungen – Prüfung durch das vorlegende Gericht 

(Art. 49 AEUV und 56 AEUV) 

1. Art. 267 Abs. 3 AEUV ist dahin auszulegen, dass ein nationales Gericht, dessen Entscheidungen 
nicht mit Rechtsmitteln angefochten werden können, grundsätzlich verpflichtet ist, eine Frage zur 
Auslegung des Unionsrechts zur Vorabentscheidung vorzulegen, auch wenn das Verfassungsgericht 
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des betroffenen Mitgliedstaats im Rahmen desselben nationalen Verfahrens die Verfassungsmäßigkeit 
der nationalen Regelung nach den rechtlichen Maßstäben beurteilt hat, die inhaltlich den 
unionsrechtlichen Maßstäben entsprechen. 

Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich jedoch, dass die Wirksamkeit des Unionsrechts 
gefährdet wäre und die praktische Wirksamkeit von Art. 267 AEUV geschmälert würde, wenn es dem 
nationalen Gericht verwehrt wäre, wegen der Tatsache, dass ein Verfahren zur Kontrolle der 
Verfassungsmäßigkeit besteht, dem Gerichtshof Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen und das 
Unionsrecht nach Maßgabe der Entscheidung oder der Rechtsprechung des Gerichtshofs unmittelbar 
anzuwenden (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 4. Juni 2015, Kernkraftwerke Lippe-Ems, C-5/14, 
EU:C:2015:354, Rn. 36 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

Auch wenn das Verfahren nach Art. 267 AEUV ein Instrument der Zusammenarbeit zwischen dem 
Gerichtshof und den nationalen Gerichten ist, mit dem der Gerichtshof diesen Hinweise zur 
Auslegung des Unionsrechts gibt, die sie zur Entscheidung des bei ihnen anhängigen Rechtsstreits 
benötigen, so ist zudem doch ein einzelstaatliches Gericht, sofern gegen seine Entscheidung kein 
Rechtsmittel des innerstaatlichen Rechts gegeben ist, grundsätzlich verpflichtet, den Gerichtshof gemäß 
Art. 267 Abs. 3 AEUV anzurufen, wenn sich in einem bei ihm anhängigen Verfahren eine Frage nach 
der Auslegung des Unionsrechts stellt (vgl. Urteil vom 9. September 2015, Ferreira da Silva e Brito 
u. a., C-160/14, EU:C:2015:565, Rn. 37). 

(vgl. Rn. 23, 24, 26, Tenor 1) 

2. Siehe Text der Entscheidung. 

(vgl. Rn. 29-32) 

3. Die Art. 49 und 56 AEUV sowie der Grundsatz des Vertrauensschutzes sind dahin auszulegen, dass 
sie einer nationalen Regelung wie der im Ausgangsverfahren fraglichen, die Personen, die bereits 
Konzessionäre im Bereich des Betriebs von gesetzlich erlaubten Online-Glücksspielen sind, mittels 
eines Nachtrags zur bereits bestehenden Vereinbarung neue Anforderungen an die Ausübung ihrer 
Tätigkeit auferlegt, nicht entgegenstehen, sofern das vorlegende Gericht zu dem Schluss gelangt, dass 
diese Regelung durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses gerechtfertigt werden kann, dass sie 
geeignet ist, die Erreichung der verfolgten Ziele sicherzustellen, und dass sie nicht über das hierzu 
Erforderliche hinausgeht. 

Im vorliegenden Fall lässt sich, wie der Generalanwalt in Nr. 43 seiner Schlussanträge festgestellt hat, 
dem Inhalt der im Ausgangsverfahren fraglichen Bestimmungen entnehmen, dass deren Ziel darin 
besteht, die wirtschaftliche und finanzielle Solidität der Konzessionäre sowie ihre Zuverlässigkeit und 
Redlichkeit zu stärken und Straftaten zu bekämpfen. 

Angesichts der Besonderheit der Lage im Zusammenhang mit Glücksspielen können solche Ziele 
zwingende Gründe des Allgemeininteresses darstellen, die geeignet sind, Beschränkungen von 
Grundfreiheiten wie der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden zu rechtfertigen (vgl. in diesem 
Sinne Urteil vom 8. September 2016, Politanò, C-225/15, EU:C:2016:645, Rn. 42 und 43). 

(vgl. Rn. 41, 42, 65, Tenor 2) 
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